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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Die SGK-NR beschloss, die unbestrittenen Elemente der 2004 in der grossen Kammer
gescheiterten Revision des Betäubungsmittelgesetzes, insbesondere das 4-Säulen-
Konzept (Prävention inklusive Jugendschutz, Therapie, Schadensverminderung –
beispielsweise durch die medizinisch kontrollierte Heroinabgabe – und Repression) mit
einer parlamentarischen Initiative wieder aufzunehmen. Separat angehen will die
Kommission die Frage des Cannabiskonsums. Die Schwesterkommission des
Ständerates, welcher die Drogenpolitik immer offener angegangen war, signalisierte
Unterstützung. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.02.2005
MARIANNE BENTELI

Nach dem Scheitern der Revision des Betäubungsmittelgesetzes 2004 in der grossen
Kammer hatte die SGK des Nationalrates 2005 beschlossen, die unbestrittenen
Elemente der Revision, insbesondere das 4-Säulen-Konzept (Prävention inklusive
Jugendschutz, Therapie, Schadensverminderung – beispielsweise durch die
medizinisch kontrollierte Heroinabgabe – und Repression) mit einer parlamentarischen
Initiative wieder aufzunehmen. Im Mai legte die Kommission ihre Vorschläge für eine
Revision des Betäubungsmittelgesetzes vor. Der Bundesrat war damit weitgehend
einverstanden

Bereits in der Eintretensdebatte wurde in erster Linie die heroingestützte Behandlung
Schwerstsüchtiger ins Zentrum gerückt. Um die Behandlung des brisanten Geschäfts zu
verzögern, reichte Ruey (lp, VD) einen Rückweisungsantrag an die Kommission ein. Er
erklärte, die Heroinabgabe müsse vertieft untersucht werden, bevor man den auf Ende
2009 befristeten Bundesbeschluss in ordentliches Recht überführe. Support erhielt er
von Bortoluzzi (svp, ZH), der die entsprechenden Untersuchungen des BAG als zu wenig
neutral einstufte. Bundesrat Couchepin widersprach und wies auf zahlreiche Studien
hin, welche die Wirksamkeit der Heroinabgabe belegen (weniger Drogentote, gesündere
Konsumenten, geringere Beschaffungskriminalität). Rueys Antrag wurde deutlich mit 61
zu 11 Stimmen abgelehnt. In der Detailberatung meldeten sich die Befürworter einer
strengen Abstinenzpolitik erneut wortreich: Die Heroinabgabe habe nichts mit
Menschenliebe zu tun (Freysinger, svp, VS), sei sogar menschenverachtend (Waber, edu,
BE). Dem hielten die Befürworter gegenüber, sie rette Menschenleben (Gutzwiller, fdp,
ZH) und sei mittlerweile auch von der WHO als Therapiemöglichkeit für
Schwerstsüchtige anerkannt (Ménetrey-Savary, gp, VD). Die medizinisch indizierte
Heroinabgabe passierte schliesslich mit 111 zu 73 Stimmen, die gesamte Revision mit 106
zu 65. Nicht durchsetzen konnte sich der Bundesrat mit seinem Wunsch, Heroin aus
der Liste der verbotenen Stoffe in jene der verschreibbaren Betäubungsmittel
umzuklassieren. Couchepin plädierte vergeblich, dabei handle es sich um eine reine
Frage der Logik. Um nicht noch einmal die gesamte Vorlage zu gefährden, wurde dieser
Antrag mit 106 zu 70 Stimmen mit dem Argument verworfen, dies könne auch auf
Verordnungsstufe geschehen. Im Fall einer Zustimmung durch den Ständerat drohte die
EVP/EDU-Fraktion bereits mit einem Referendum, dem sich wohl auch Teile der SVP
anschliessen dürften; damit könnte das Stimmvolk zum zweiten Mal nach 1999 über die
heroingestützte Therapie befinden.

Auf Antrag des Bundesrates lehnte der Nationalrat eine Motion Wasserfallen (fdp, BE)
(Mo. 04.3376) ab, welche eine deutliche Verschärfung der 4-Säulen-Politik des Bundes
sowie ein klar verankertes Verbot des Cannabiskonsums verlangte; das relativ knappe
Stimmenverhältnis (90:80) zeigte aber die nach wie vor bestehende Gespaltenheit der
grossen Kammer 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.12.2006
MARIANNE BENTELI
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Die Drogenpolitik mit den vier Säulen Prävention, Therapie, Überlebenshilfe und
Repression wird dauerhaft im Recht verankert. Der Ständerat stimmte dieser von der
SGK des Nationalrates ausgearbeiteten Revision des Betäubungsmittelgesetzes zu,
welche den Bereich Cannabis-Konsum bewusst ausklammert, da wegen dieser Frage
2004 eine umfassende Revision an der Opposition im Nationalrat gescheitert war. Um
nicht das Geschäft erneut zu gefährden, zog Fetz (sp, BS) ihren Antrag zurück, das
„Kiffen“ ab 18 Jahren für straffrei zu erklären. Als Entgegenkommen an die grosse
Kammer übernahm der Ständerat deren einleitende Formulierung, wonach das
Hauptziel der Drogenpolitik die Förderung der Abstinenz ist, fügte aber den
relativierenden Begriff „namentlich“ ein. Er präzisierte zudem die
Nationalratsbeschlüsse dahingehend, dass in der Medizin Drogen als Schmerzmittel
verwendet werden dürfen. Ebenso strich er diskussionslos Heroin aus der Liste der
verbotenen Substanzen; da die heroingestützte Behandlung in der Vier-Säulen-
Therapie ausdrücklich vorgesehen sei, wäre ein grundsätzliches Verbot der Anwendung
dieser Substanz widersinnig. Die Vorlage wurde in der Gesamtabstimmung einstimmig
verabschiedet. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.12.2007
MARIANNE BENTELI

In der Differenzbereinigung zur Revision des Betäubungsmittelgesetzes sorgte im
Nationalrat die Formulierung des Zweckartikels erneut für Diskussionen. Als
Entgegenkommen an den Nationalrat hatte die kleine Kammer deren einleitende
Formulierung, wonach das Hauptziel der Drogenpolitik die Förderung der Abstinenz ist,
übernommen. Gleichzeitig fügte sie aber den relativierenden Begriff „namentlich“ ein.
Gegen einigen Widerstand folgte die grosse Kammer diesem Vorschlag. Beim Artikel zur
Forschungsförderung schloss sich der Nationalrat ebenfalls dem Ständerat an und
formulierte einen nicht abschliessenden Katalog der Forschungsinhalte. Bei der Liste
der verbotenen Betäubungsmittel beschloss der Nationalrat diese zu belassen und
Cannabis und Heroin weiterhin drinnen zu lassen. Dies allerdings mit einer
Ausnahmeregelung, nach der es trotzdem möglich sein soll, die in der Liste enthaltenen
Substanzen für medizinische Anwendungen zu nutzen.

Der Ständerat schloss sich daraufhin den Beschlüssen des Nationalrates an und nahm
das Bundesgesetz in der Schlussabstimmung einstimmig an. Im Nationalrat erklärte die
SVP-Fraktion die Ablehnung des Gesetzesentwurfs und drohte ebenso wie die EDU mit
der Ergreifung des Referendums. Die grosse Kammer nahm das Bundesgesetz mit 114 zu
68 Stimmen an. Kurz darauf machten die beiden Parteien ihre Drohung wahr und
reichten das Referendum ein 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.03.2008
LINDA ROHRER

Am 30. November stimmte das Volk über die Revision des Betäubungsmittelgesetzes
ab. Die Verankerung der Vier-Säulen-Drogenpolitik im Gesetz wurde vom Volk mit 68,1%
gutgeheissen. Ähnlich wie bei der Hanf-Initiative war auch hier die Parolenkonstellation
im Vorfeld sehr komplex und verlief nicht nach einem klassischen ideologischen
Konfliktmuster. Die grossen Parteien mit Ausnahme der SVP unterstützten die Vorlage.
Zu den Gegnern der Vorlage zählten auch die LP und die Rechtsaussenparteien. Im
Gegensatz zu der Hanf-Initiative gab es hier weniger abweichende Kantonalparteien.
Einzig bei der FDP gaben die Kantone Thurgau, Waadt und Neuenburg die Nein-Parole
heraus. Die Befürworter der Vorlage argumentierten vor allem damit, dass sich die Vier-
Säulen-Politik des Bundes bewährt habe. Die rechtskonservativen Gegner der Vorlage
begründeten ihren Entscheid damit, dass mit einer Verankerung die Drogenpolitik
„weiter liberalisiert“ und der Abstinenz zu wenig Bedeutung geschenkt werde .

Die Revision des Betäubungsmittelgesetzes wurde flächendeckend in allen Kantonen
gutgeheissen. Die Ja-Mehrheiten lagen, mit Ausnahme des Kantons Waadt, überall bei
über 60%. In acht Kantonen, darunter auch die vier städtisch geprägten Kantone
Zürich, Basel-Stadt, Bern und Genf waren es sogar 70% und mehr, die sich für die
Vorlage aussprachen. Für den Entscheid zum Betäubungsmittelgesetz waren gemäss
Vox-Analyse die Wertehaltungen weniger wichtig als bei der Hanf-Initiative. Dafür
spielte die Kenntnis der Vorlage eine entscheidende Rolle. Wer sich bei den
entsprechenden Kontrollfragen sehr gut informiert zeigte, hiess die Gesetzesrevision zu
fast 90% gut. Was die beiden Vorlagen ebenfalls unterschied, war der Anteil derjenigen,
die nicht (mehr) imstande waren, ihren Entscheid zu begründen. Dieser war beim
Betäubungsmittelgesetz deutlich höher als bei der Hanfinitiative . 

Abstimmung vom 30. November 2008

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.11.2008
LINDA ROHRER
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Beteiligung: 47,1%
Ja: 1 541 928 (68,1%)
Nein: 722 992 (31,9%)

Parolen:
– Ja: FDP (3*), CVP, SP, EVP, CSP, PdA, GP, GLP, BDP; SBV, SGB, Travail.Suisse.
– Nein: SVP, LP (1*), SD, EDU, FP, Lega; SGV.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 5
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